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arlsruhe erlaubt Bunde swehreinsatz im
Innern« meldete der B erliner »Tagesspie-

gel« am 1 7. Augu st 2 0 1 2 .
1 )

D ie »Frankfurter Allge-
meine Zeitung« titelte no ch genauer: »Karlsruhe
erlaubt Einsatz militärischer Kampfmittel in In-
land« .

2 )

Unter ähnlichen Üb erschriften informier-
ten die üb erregionalen und regionalen Zeitungen
in D eutschland ihre Le ser üb er eine Aufsehen er-
regende Entscheidung de s Bundesverfassungsge-
richts in Karlsruhe . Sie war b ereits am 3 . Juli 2 0 1 2
gefallen, wurde der deutschen Öffentlichkeit j e-
do ch erst durch eine Pre ssemitteilung des Ge-
richts vom 1 7. Augu st b ekannt − mitten im Som-
merlo ch, zur Hauptferienzeit, unter dem D ach der
alle Aufmerksamkeit ab sorbierenden Finanzkri-
se .

3 )

Am 2 4 . Augu st 2 0 1 2 veröffentlichte das Ge-
richt auch den Wortlaut der Entscheidung .

4)

In früheren Phasen der Ge schichte der Bun-
de srepublik lö ste das umstrittene Thema »Militär-
einsatz im Innern« , wenn es aus irgendeinem aktu-
ellen Anlass wieder einmal in die öffentliche D e-
b atte geriet, j eweils einen Aufschrei der Empö-
rung au s .

5 )

Jetzt ab er, im Sommer 2 0 1 2 , blieb es
merkwürdig ruhig . Die meisten Medien b erichte-
ten kurz üb er das Urteil und üb er einige Politiker-
kommentare , um sich dann neuen Themen zuzu-
wenden . Meine Wahrnehmung de s Vorgangs war
deckungsgleich mit j ener der Schriftstellerin und
Juristin Juli Zeh . Sie schrieb : »Ab er der Aufschrei
blieb au s . Ein bisschen pflichtschuldige B ericht-
erstattung und leise s Gemecker. Regierung und
Oppo sition verbuchen das Urteil als Erfolg . Man
geht zur Tage sordnung üb er. Drei Tage sp äter
scheint die Angelegenheit verge ssen . «

6)

Wolfram Wette

Ein Tabubruch: Die Erlaubnis zum
Einsatz der Bundeswehr im Innern
Anmerkungen zu der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom 3 . Juli 2 01 2

1 ) Karlsruhe erlaub t Bunde swehreinsatz im Inland [ nach B erichten
von dp a/dapd ] . In : D er Tagesspiegel 1 7. Augu st 2 0 1 2 . Siehe :

http ://www. tage sspiegel . de/p olitik/bunde sverfassungsgericht-
karlsruhe-erlaubt-bundeswehreinsatz-im-inland/70 1 2 3 5 8 . html

2 ) FAZ 1 8 . Augu st 2 0 1 2 , S . 1 .

3) Bundesverfassungsgericht, Presse stelle . Pressemitteilung Nr.
6 3/2 0 1 2 vom 1 7. August 2 0 1 2 . B e schluss vom 3 . Juli 2 0 1 2 2 PBvU
1 / 1 1 : Plenarentscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum
Einsatz der Streitkräfte im Innern (»Luftsicherheitsgesetz«) .

4) Bundesverfassungsgericht. Entscheidungen − 2 PBvU 1 / 1 1 vom 3 .
Juli 2 0 1 2 . Text in : http ://www. bverfg . de/entscheidun-
gen/up 2 0 1 2 070 3 _2 pbvu0 0 0 1 1 1 .html

5 ) Vgl . den Gastb eitrag : B ei der Trennung von Polizei und Militär soll
es bleib en . Wolfram Wette kritisiert die B e strebungen Schäuble s ,
die Bunde swehr im Innern des Lande s einzusetzen . In: B adische
Zeitung, 1 1 . Janu ar 2 0 07, S . 4 ; ders . , Militarisierung der Innenp oli-
tik. In : O ssietzky. Zweiwo chenschrift für Politik, Kultur, Wirt-
schaft. 1 0 . Jg . , Nr. 2 , 2 7. Januar 2 0 07, S . 4 0-4 2 .

6) Juli Zeh : Die Richter, die S oldaten und die Angst. Karlsruhe hat
den Einsatz der Bundeswehr im Innern erlaubt. D as Urteil bricht

Immerhin gab e s einige wenige kritische Jour-
nalisten, die − das muss zu ihrer Ehrenrettung fe st-
gehalten werden − die Tragweite der hö chstrich-
terlichen Entscheidung sogleich erkannten und
Alarm schlugen . Herib ert Prantl, der Innenpoliti-
ker der » Süddeutschen Zeitung« , kommentierte
mit Aufsehen erregender Schärfe : »Ein Katastro-
phen-B e schluss« .

7)

Mit seiner » selb stherrlichen
Entscheidung« hab e das Bundesverfassungsge-
richt, was ihm üb erhaupt nicht zu stehe , die Ver-
fassung geändert. »D as ist ein einmaliger, ein uner-
hörter Vorgang in der Ge schichte der Bunde sre-
publik und ihre s Verfassungsgerichts . « Karlsruhe
hab e ohne Not mit der bundesrepublikanischen
Tradition gebro chen, die lautete : »Kein Bunde s-
wehreinsatz im Innern ! «

Ähnlich argumentierte Christian B ommariu s
im Leitartikel der »Frankfurter Rundschau« : Mit
seiner Entscheidung zum b ewaffneten Einsatz
der Bundeswehr im Inland widerspreche das Ge-
richt nicht nur dem Wortlaut der Verfassung, es
üb erschreite auch dramatisch seine Kompeten-
zen .

8)

Einer der b e sten demokratischen Traditio-
nen sei der Garau s gemacht worden : »Nach den Er-
fahrungen in der Weimarer Republik und vor al-
lem in der NS-Diktatur war klar, dass nie wieder
b ewaffnete Streitkräfte im Inneren einge setzt
werden dürften, nicht einmal in Fällen des Not-
stand s . D aran hielt die Bunde srepublik selb st b ei
der >Wiederb ewaffnung < und der Einfügung der
Wehrverfassung 1 9 5 6 fest, und daran hielt sie fest,
als die in der B evölkerung ho ch umstrittene Not-
stand sverfassung 1 9 68 ins Grundge setz gelangte .
D amit wurde zwar der Einsatz der Bunde swehr im
Inland erlaubt, ab er in eng b egrenzten, genau b e-
zeichneten Fällen, und − zur B eruhigung der j ah-
relang aufgepeitschten D eb atte − der b ereits zi-
tierte Art. 87 a Ab s . 2 GG eingefügt: >Außer zur Ver-
teidigung dürfen die Streitkräfte nur einge setzt

mit den Prinzipien der Verfassung − und macht das Land trotzdem
nicht sicherer. In : Süddeutsche Zeitung 1 ./2 . 9 . 2 0 1 2 , S . 2 .

7) Kommentar von Herib ert Prantl: Ein Katastrophen-B e schluss .
Bundeswehreinsatz im Innern. In : Süddeutsche Zeitung vom
1 8 ./ 1 9 . 8 . 2 0 1 2 , S . 4 .

8) Christian B ommarius : Goggelmoggel in Karlsruhe . Bunde swehr-
einsatz im Inland . In: Frankfurter Rundschau 1 7. August 2 0 1 2 . Sie-
he auch : http ://www. fr-online . de/meinung/leitartikel-bunde s-

wehreinsatz-im-inland-goggelmoggel-in-karlsruhe , 1 472 60 2 ,
1 69 1 2 2 0 8 .html . Gleichlautender Artikel in : B erliner Zeitung, 1 8 .

August 2 0 1 2 . Siehe auch : www. b erliner-zeitung . de/meinung/
1 0 8 0 8 0 2 0 , 1 0 8 0 8 02 0 . html
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werden, soweit diese s Grundge setz e s au sdrück-
lich zulässt. < D amit war nie zweifelhaft, d ass die
Bunde swehr zwar zur Katastrophenhilfe heran-
gezogen werden kann, ab er nur ohne Verwen-
dung spezifisch militärischer Waffen. « B ommari-
us attackierte die Verfassungsrichter: »Die >aus-
drückliche < Erlaubnis , b ewaffnete Streitkräfte im
Inneren einzu setzen, die j ahrzehntelang niemand
im Grundgesetz finden konnte , weil e s sie nicht
gab , die auch der Erste Senat nicht entdeckte , weil
sie nie ins Grundgesetz hineingeschrieb en wor-
den ist, hat nun der Große Senat ermittelt − ob-
wohl sie no ch immer nicht im Grundgesetz steht. «

D er Kommentator der Wo chenzeitung »Die
Zeit« , Heinrich Wefing, brachte die B edeutung
der Verfassungsgerichtsentscheidung so auf den
Punkt: » Seit vergangenem Freitag leb en wir in ei-
ner anderen Republik. [ . . . ] Die se Bunde srepublik
hat eine ihrer älte sten Grundüb erzeugungen auf-
gegeb en, nicht nach langen D eb atten in Parla-
ment und Öffentlichkeit, sondern durch eine Ent-
scheidung von sechzehn Richtern . Fortan ist es
nicht mehr prinzipiell au sge schlo ssen, dass die
Bunde swehr auf Bunde sbürger schießt. « D as sei
»ein spektakulärer Kurswechsel« , der allerdings
von der Öffentlichkeit kaum b emerkt worden
sei .

9)

Gegenposition nur bei der Linken

Seitens der Politik fielen die B ewertungen des
Karlsruher Urteils unterschiedlich au s . Bundesin-
nenminister Hans-Peter Friedrich (C SU) und Bun-
desverteidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU) teilten in einer gemeinsamen Erklärung
mit, die Entscheidung des Gerichts b e stätige die
Rechtsauffassung der Bunde sregierung .

1 0)

Bun-
desju stizministerin S abine Leutheu sser-Schnar-
renb erger (FDP) distanzierte sich von der hö chst-
richterlichen Entscheidung zuminde st indirekt
mit dem S atz : »Nicht alles , was verfassungsrecht-
lich möglich ist, ist politisch richtig. «

1 1 )

D amit woll-
te sie offenb ar au sdrücken, man mü sse j a in der
politischen Praxis nicht anwenden, was das Ge-
richt erlaub e . Für den SPD-Bundestagsabgeordne-
ten und Innenexperten Michael Hartmann b edeu-
tete die Karlsruher Entscheidung »keinen grund-
sätzlichen Wandel« . Er b eklagte , dass das Gericht
die B egriffe »ungewöhnliche Au snahme situ ation
katastrophalen Au smaßes« nicht näher definiert
hab e , so d ass die Politiker in ihrer Entscheidung
letztlich allein gelassen würden .

1 2 )

D er Verteidi-
gungsexperte der Grünen, Omid Nouripour, hob

darauf ab , dass das Gericht die Grenzen für einen
Militäreinsatz im Innern »eng ge steckt« hab e und
die Entscheidung daher » alle s andere als ein Frei-
fahrtschein für einen Bundeswehreinsatz im In-
land« sei .

1 3

) Die Politikerin der Partei Die Linke , Ul-
la Jelpke , wertete die Karlsruher Entscheidung als
»Verfassungsänderung durch die Hintertür« und
als einen »Türöffner zu weiteren Militarisierung
der Innenpolitik und damit zur Au sheb elung de-
mokratischer Rechte« .

14)

Insgesamt b etrachtet,
waren die Politiker-Kommentare − ausgenommen
die Linkspartei − also eher verhalten und b eweg-
ten sich zwischen Zustimmung und vorsichtiger
Kritik, was unter anderem dem Respekt vor dem
Bunde sverfassungsgericht geschuldet sein mo ch-
te , das sowohl in der Politik als auch in der Öffent-
lichkeit hohes Ansehen genießt.

Die Zu stimmung der Repräsentanten von
CDU/C SU konnte nicht verwundern, forderte die-
se Partei do ch schon seit langem, verstärkt seit der
deutschen Einigung, eine Grundge setzänderung,
die den Einsatz der Bunde swehr im Innern ermög-
lichen sollte . D agegen hatte die SPD bislang, auch
aufgrund negativer historischer Erfahrungen seit
den Zeiten des deutschen Kaiserreichs

1 5 )

, auf ei-
ner strikten Aufgab entrennung von Militär und
Polizei b estanden und anderslautenden B e stre-
bungen eine Ab sage erteilt. Die eher verhaltene
Re aktion des SPD-Innenpolitikers Michael Hart-
mann auf die Karlsruher Entscheidung, b eson-
ders seine Einschätzung, »dass das Verfassungsge-
richt auch weiterhin einen b ewaffneten Militär-
einsatz grund sätzlich ausschließt, indem e s die-
sen allenfalls als letzte Mittel zulässt«

1 6)

, stellt den
Versuch dar, das Problem klein zu reden. Tatsäch-
lich üb erlässt e s d as Gericht der D efinitionsmacht
der Bundesregierung, wann ein außergewöhnli-
cher Katastrophenfall vorliegt. Eine gerichtliche
Nachprüfung einer solchen Regierungsentschei-
dung zum Militäreinsatz im Innern dürfte wegen
der Eilb edürftigkeit in Krisensitu ationen ohne-
hin nicht möglich sein .

D as Parlament wird durch den Richterspruch,
anders als b ei Au slandseinsätzen der Bundes-
wehr, vollständig ausgeheb elt. Die Bundesregie-
rung soll als Kollegialorgan alleine entscheiden,
wob ei man sich schwerlich vorzu stellen vermag,
dass in einer Krisensitu ation das ge samte Kabi-
nett üb erhaupt zu sammentreten kann . D aher su-
chen die Innenpolitiker von CDU/C SU auch b e-
reits nach einem kleineren Entscheidungsgremi-
um .

9) Heinrich Wefing : Historisches Urteil . E s ist nun nicht mehr prinzi-
piell au sgeschlo ssen, dass deutsche Soldaten auf Bunde sbürger
schießen. In : D ie Zeit Nr. 3 5 , 2 3 . August 2 0 1 2 , S . 1 .

1 0) Regierung streitet üb er Folgen von Verfassungsgerichtsurteil . In:
Zeit-online 1 7. August 2 0 1 2 .

1 1 ) Eb d a.

1 2 ) Eb d a.

1 3 ) Eb da.

1 4) Eb da.

1 5 ) Hinweise in Wolfram Wette : D er Feind in Innern. Soldaten als Poli-
zisten? Die deutsche Ge schichte zeigt, warum wir auch weiterhin
gut daran tun, die Aufgab en der Polizei von denen des Militärs
strikt zu trennen . In: Die Zeit Nr. 2 4 , 5 . Juni 2 0 0 3 , S . 76 .

1 6) Regierung streitet üb er Folgen von Verfassungsgerichtsurteil . In :
Zeit-online 1 7. August 2 0 1 2 .
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Eine verfassungsrechtliche Zäsur

Im Gegensatz zu der verhaltenen Kritik der Oppo-
sitionsp arteien teile ich die B ewertung der ob en
zitierten Journalisten, dass das Bundesverfas-
sungsgericht mit seiner Entscheidung ein Tabu
brach . B esteht der Kern de s Urteils do ch darin,
dass nunmehr die Tür zum Einsatz der Bundes-
wehr im Innern mit Kriegswaffen und nach mili-
tärspezifischen Einsatzgrundsätzen geöffnet ist.
In einem Katastrophenfall tritt die Bunde swehr
künftig nicht mehr als unb ewaffneter Gehilfe der
Polizei auf, wie e s b ei Flutkatastrophen und Üb er-
schwemmungen schon praktiziert wurde (Artikel
3 5 GG) , sondern auf B efehl der Bunde sregierung
als eigenständiger Akteur.

Mit Recht ist d arauf hingewie sen worden, dass
die Bunde swehr auch bislang schon unter genau
fe stgelegten B edingungen im Innern einge setzt
werden konnte . In dem 1 9 68 neu eingefügten Ar-
tikel 87 a Ab satz 4 GG, heißt e s , dass b ei einem in-
neren Notstand − b ei einer »drohenden Gefahr für
den B e stand o der die freiheitliche demokratische
Grundordnung« − zur Abwehr die ser Gefahr
» Streitkräfte zur Unterstützung der Polizei und
de s Bundesgrenzschutze s b eim Schutze von zivi-
len Obj ekten und b ei der B ekämpfung organisier-
ter und militärisch b ewaffneter Aufständischer«
eingesetzt werden dürfen . D as Bundesverfas-
sungsgericht entschied nun ab er, d ass der Streit-
kräfteeinsatz in b e stimmten Fällen auch nach Arti-
kel 3 5 (Rechts- und Amtshilfe ; Katastrophenhilfe)
erlaubt ist.

B eruhigend auf Politiker und Öffentlichkeit
wirkte es , dass das Gericht die früher getroffene
Entscheidung zum Luftsicherheitsge setz b e stätig-
te , dass ein gekaperte s und als Waffe eingesetztes
Passagierflugzeug nicht abge scho ssen werden
darf, weil der Staat nicht b erechtigt sei, üb er das
Leb en der Menschen zu verfügen . Als weitere Ein-
schränkung legte das Gericht fe st, d as Militär dür-
fe nicht gegen eine »demonstrierende Menschen-
menge« einge setzt werden .

Um den B ruch mit der bisherigen Rechtspre-
chung no ch einmal deutlich zu machen: Im Jahre
2 0 0 6 hatten die sechs Richter de s Ersten Senats
de s Bundesverfassungsgerichts klargestellt, dass
die Bundeswehr in einem Katastrophenfall nach
Artikel 3 5 de s Grundgesetze s zwar zur Unterstüt-
zung der Polizei herangezogen werden dürfe , dass
der Einsatz militärischer Waffen dab ei j edo ch au s-
geschlo ssen bleib e .

1 7)

2 0 1 2 vertraten 1 5 der 1 6
Richter de s Plenums in diesem Punkt eine andere
Rechtsauffassung . Sie machten − unter b e stimm-
ten B edingungen − den Weg frei für einen Militär-
einsatz im Innern mit Kriegswaffen . Ganz unab-
hängig davon, wie wahrscheinlich es ist, dass die
Bunde sregierung in einer außergewöhnlichen

Krisensitu ation dem Militär tatsächlich einen Ein-
satzb efehl erteilen wird o der nicht, handelt es
sich um eine verfassungsrechtliche Zäsur. Die
Trennung von Polizei und Militär, von Innen und
Außen, bis d ahin als eine zivilisatorische Errun-
genschaft gefeiert, wurde preisgegeb en, ohne
d ass d afür eine zwingende Notwendigkeit b e-
stand o der ein messb arer Gewinn an Sicherheit
erkennb ar wäre .

Man fragt sich, welche Szenarien den Verfas-
sungsrichtern vor Augen gestanden hab en mö-
gen, als sie die B edingung für einen Militäreinsatz
im Innern formulierten, es müsse um die Gefah-
renabwehr in einer »ungewöhnlichen Ausnahme-
situ ation katastrophischen Au smaße s« handeln .
Als eine neu artige Krisenerfahrung konnte ei-
gentlich nur der terroristische Angriff auf die
Twin Towers in New York am 1 1 . Septemb er 2 0 0 1
in Frage kommen . Ab er welche Lehren lassen sich
au s die sem umstürzenden Ereignis ziehen? Allen-
falls die , dass Geheimdienste und Polizei , die den
Terrorangriff vielleicht hätten verhindern kön-
nen, versagt hab en; weiterhin, dass die Rache der
US-Regierung in der Form de s »War on Terror« ge-
gen den Irak und gegen Afghanistan zwar Hun-
derttau sende von Toten geko stet, ab er den Terro-
rismus nicht b esiegt und auch keinen stabilen
Frieden gebracht hab en . Man konnte insgesamt
lernen, was man auch schon vorher hätte wissen
können, d ass nämlich militärische Mittel zu B e-
kämpfung de s Terrorismu s nicht geeignet sind .

Nur eine Gegenstimme
aus dem Gericht

Einer der 1 6 Bunde sverfassungsrichter, Professor
Reinhard Gaier, stimmte nicht zu und gab ein um-
fangreiches Sondervotum ab .

1 8)

Sein zentrale s Mo-
nitum lautete , d ass der Plenarb eschlu ss im Ergeb-
nis »die Wirkungen einer Verfassungsänderung«
hab e .

1 9)

Gaier erinnerte an einige Etappen der
bundesrepublikanischen Verfassungsge schichte ,
die für den B ereich des Militärischen von b eson-
derer B edeutung waren : »D as Grundgesetz ist
auch eine Ab sage an den deutschen Militarismus ,
der Ursache für die unvorstellb aren Schrecken
und das millionenfache Sterb en in zwei Weltkrie-
gen war. « Die Bunde srepublik D eutschland sei
1 9 49 als » Staat ohne Armee« entstanden . Eine

Wende hab e im Jahre 1 9 5 6 die Einfügung der
Wehrverfassung in das Grundgesetz gebracht. Ei-
ne zweite Zäsur sei die Einfügung der Notstands-
verfassung in das Grundge setz im Jahre 1 9 68 ge-
wesen . D amals sei der Einsatz des Militärs b eim
Katastrophennotstand und b eim Inneren Not-
stand sehr restriktiv geregelt worden. B ei b eiden

1 7) Urteil de s Ersten Senats vom 1 5 . Febru ar 2 0 0 6 . BVerfGE 1 1 5 , 1 1 8 .

1 8) D as Sondervotum wurde veröffentlicht als B e standteil der Bun-
desverfassungsb erichtsentscheidung . Siehe :

http ://www. bverfg . de/entscheidungen/up 2 0 1 2 070 3 _2 pb-
vu0 0 0 1 1 1 .html : Abweichende Meinung de s Richters Gaier zum
Plenumsb e schluss vom 3 . Juli 2 0 1 2 − 2 PBvU 1 / 1 1 , 60-89 .
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Verfassungsänderungen hab e der Ge setzgeb er
»nicht au s dem Blick verloren, dass der Einsatz von
Streitkräften im Innern mit b esonderen Gefahren
für D emokratie und Freiheit verbunden ist und
daher eb enso strikter wie klarer B egrenzung b e-
darf« .

2 0)

Die Verfassung ziehe , so Gaier, »au s histo-
rischen Erfahrungen die geb otenen Konsequen-
zen« und mache »den grundsätzlichen Au sschlu ss
der Streitkräfte von b ewaffneten Einsätzen im In-
land zu einem fundamentalen Prinzip de s Staats-
we sens« . Die 2 0 0 6 vom Bunde sverfassungsge-
richt getroffene Feststellung, dass auch im Kata-
strophennotstand der Einsatz militärischer Mittel
ausgeschlo ssen sei, gelte für ihn bis heute . Wer
die s ändern wolle , mü sse sich die politischen
Mehrheiten für eine Verfassungsänderung b e-
schaffen .

Sind die Verfassungsrichter
dem Militär in besonderers Weise
verpflichtet ?

D amit ist zugleich die Frage ange spro chen, ob
und gegeb enenfalls wie die hö chstrichterliche
Entscheidung, in b e sonderen Au snahmefällen
den Einsatz der Bunde swehr im Innern rechtlich
zu ermöglichen, üb erhaupt no ch geändert wer-
den kann . Erforderlich wäre eine Zweidrittel-
mehrheit im Bunde stag und im Bundesrat. D a j e-
do ch vorau ssichtlich weder die B efürworter ei-
ner solchen Grundge setzänderung no ch ihre
Gegner eine Zweidrittelmehrheit organisieren
können, wird der Gerichtsentscheid vom 3 . Juli
2 0 1 2 vermutlich no ch sehr lange B e stand hab en.

Reinhard Gaier hatte schon an der Entschei-
dung von 2 0 0 6 mitgewirkt. Von den damals b etei-
ligten sechs Verfassungsrichtern war er der Einzi-
ge , der auch no ch im Jahre 2 0 1 2 amtierte . Die an-
deren waren au sge schieden und hatten jüngeren
Kollegen Platz gemacht. D as wirft die Frage auf:
Gibt es eine neue Generation von Richterinnen
und Richtern, für die der Zweite Weltkrieg und
das 1 9 49 ge schaffene Grundge setz mit seinem
Friedensgeb ot eine weit zurückliegende Vergan-
genheit d arstellen, die auch von der Friedensb e-
wegung und den Massenprote sten gegen die Golf-
kriege wenig geprägt wurden und die sich, ähn-
lich den juristischen Eliten in der Zeit des ersten

deutschen Nationalstaats , dem Staat und seinem
Militär in b e sonderer Weise verpflichtet fühlen
nach dem Motto : »Recht ist, was den Waffen
nützt«

2 1 )

?

» . . . wir müssen uns
auf einiges gefasst machen. «

Mit der Entscheidung von 1 9 9 4 hat das Bundes-
verfassungsgericht den Einsatz der deutschen
Streitkräfte außerhalb der Lande s- und Bündnis-
grenzen rechtlich abgesichert, und zwar mit der
äußerst knappen »Mehrheit« von vier zu vier Stim-
men . Mit ihrem » Out of Area-Urteil« machten die
Richter seinerzeit der Weg frei für eine Militarisie-
rung der deutschen Außenpolitik.

2 2)

Durch ihren
Spruch wurde der Verteidigungsb egriff territori-
al entgrenzt und bis zur Unkenntlichkeit aufge-
weicht. Nun konnte die Politik sogar unge straft sa-
gen, d ass die Sicherheit D eutschlands » auch am
Hinduku sch« verteidigt werde (Verteidigungsmi-
nister Peter Struck, SPD , im Jahre 2 0 02 ) .

2 3 )

Die Fol-
gen de s Afghanistan-Kriege s sind b ekannt.

2 4)

1 9 9 4
also machten die Bunde sverfassungsrichter den
Weg frei für den Einsatz der Bundeswehr im Aus-
land , 2 0 1 2 öffneten sie die Tür für den Militärein-
satz im Innern . Wenn die Wirkungen de s neuen
Urteils so stark sein sollten wie die von 1 9 9 4 , dann
können wir uns auf einige s gefasst machen .

Prof. Dr. Wolfram Wette ist Historiker und DFG-

VK-Mitglied.

1 9) Ziff. 6 1 .

2 0) Ziff. 62 .

2 1 ) Vgl . Helmut Kramer/Wolfram Wette (Hrsg .) : Recht ist, was den
Waffen nützt. Justiz und Pazifismus im 2 0 . Jahrhundert. Mit einem
Geleitwort von H ans-Jo chen Vogel . B erlin 2 0 0 4 .

2 2 ) D a der B egriff Militarisierung gelegentlich kritisiert wird und ei-
ne Abwehrhaltung provoziert, sei hier angemerkt: Militarisierung
meint keine Rückkehr zum historischen Militarismus der Zeit vor
1 9 45 , sondern den lapidaren S achverhalt, dass die Bundeswehr als
ein Instrument deutscher Außenpolitik angesehen und einge-
setzt wird .

2 3) Unter Bundesverteidigungsminister Peter Struck (SPD) erhielt
die Bundeswehr im M ai 2 0 0 3 neue Verteidigungspolitische Richt-
linien (VPR) . Die Kernaussage dieser Richtlinien hatte Struck b e-
reits am 4 . D ezemb er 2 0 0 2 am B eispiel de s Afghanistan-Einsatzes
erläutert: »D ie Sicherheit der Bunde srepublik D eutschland wird
auch am Hindukusch verteidigt. « Siehe : http ://de .wikipe-
dia. org/wiki/Peter_Struck.

2 4) Vgl . die kritische Bilanz nach neun Jahren in : Friedensgutachten
2 0 1 0 . Hrsg . von Christiane Fröhlich , Margret Johannsen, B runo
Scho ch, Andreas Heinemann-Grüder, Jo chen Hippler. Münster
2 0 1 0 .


